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Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Beschlüsse des 16. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Einschränkung der Bautätigkeit 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

§1 

(1) Verboten ist die Errichtung eines Gebäudes, 
das 

1. zu mehr als einem Drittel der Nutzfläche 
als Büro-, Verwaltungs- oder Sitzungs- 
gebäude, Geschäfts- oder Warenhaus, 

2. zu mehr als einem Drittel der Nutzfläche 
als Theater, Museum, Versammlungsstätte, 
Messe- oder Ausstellungsgebäude, 

3. zu mehr als einem Drittel der Nutzfläche 
als Gaststätte oder Beherbergungsbetrieb, 

4. als Eigenheim, dessen Baukosten bis 
zur Rohbauabnahme ohne Einliegerwoh- 
nung mehr als 75 000 Deutsche Mark oder 
mit Einliegerwohnung mehr als 100 000 
Deutsche Mark erfordern, 

5. als Wochenendhaus mit mehr als 30 Qua- 
dratmeter Nutzfläche 

zu dienen bestimmt ist. Das gleiche gilt, wenn mehr 
als ein Drittel der Nutzfläche des Gebäudes mehre- 
ren der in Nummern 1 bis 3 genannten Nutzungs- 
zwecken dienen soll. 

(2) Verboten ist ferner die Änderung 

1. eines Gebäudes der in Absatz 1 bezeichne- 
ten Art, es sei denn, daß das Gebäude 
einem nicht in Absatz 1 genannten Nut- 
zungszwecke zugeführt werden soll, 

2. eines sonstigen Gebäudes, wenn es zu 
mehr als einem Drittel der Nutzfläche Nut- 
zungszwecken zugeführt werden soll, die 
in Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 genannt sind. 

Unterhaltungsarbeiten und Modernisierungsarbei- 
ten gelten nicht als Änderung. 

(3) Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, 
wenn 

1. die bau auf sichtliche Genehmigung oder 
Zustimmung oder eine sie einschließende 
Genehmigung oder Zustimmung bis zum 
19. Mai 1962 erteilt worden ist, 

2. das Gebäude als Ersatz für ein zerstörtes 
Gebäude errichtet oder zur Behebung 
eines an dem Gebäude eingetretenen 
Schadens geändert werden soll und die 
Zerstörung oder der Schaden nicht von 
dem Eigentümer oder demjenigen, der 
dem Eigentümer gegenüber die Lasten des 
bebauten Grundstücks zu tragen hat, vor- 
sätzlich oder grobfahrlässig herbeigeführt 
worden ist. 


(4) Die Landesregierung kann durch Rechtsver- 
ordnung bestimmen, daß die Absätze 1 und 2 in 
Gebieten keine Anwendung finden, in denen das 
Angebot an Bauleistungen ausreicht, um die vor- 
handene Nachfrage ordnungsgemäß zu befriedigen 
und der Wettbewerb durch eine zu hohe Nachfrage 
nicht nachteilig beeinflußt wird. Die Gebiete sind 
in der Rechtsverordnung zu bezeichnen. 

§ 2 

(1) Wird ein Gebäude entgegen dem Verbot des 
§ 1 errichtet oder geändert, so ordnet die zuständige 
Verwaltungsbehörde unverzüglich die sofortige Ein- 
stellung der Bauarbeiten an; sie setzt die Einstel- 
lung erforderlichenfalls mit den Mitteln des Ver- 
waltungszwanges durch. 

(2) Widerspruch und Anfechtungsklage gegen 
die Verfügung, mit der die sofortige Einstellung 
angeordnet ist, haben keine aufschiebende Wirkung. 

§ 3 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Bauherr, 
Baugewerbetreibender oder Bauleiter einer auf 
Grund des § 2 ergangenen vollziehbaren Einstel- 
lungsverfügung zuwiderhandelt. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer 
Geldbuße bis zu 100 000 Deutsche Mark geahndet 
werden. 

(3) Die Verfolgung der Ordnungswidrigkeit ver- 
jährt in zwei Jahren. 

§ 4 

(1) Die Bußgeldvorschrift des § 3 gilt auch für 
denjenigen, der als vertretungsberechtigtes Organ 
einer juristischen Person, als Mitglied eines solchen 
Organs oder als gesetzlicher Vertreter eines ande- 
ren handelt. Dies gilt auch dann, wenn die Rechts- 
handlung, welche die Vertretungsbefugnis begrün- 
den sollte, unwirksam ist. 

(2) Den in Absatz 1 bezeichneten Personen steht 
gleich, wer 

1. mit der Leitung oder Beaufsichtigung des 
verantwortlichen Unternehmens oder 
eines Teils dieses Unternehmens oder 

2. mit der Leitung der verantwortlichen 
Verwaltung oder eines Teils dieser Ver- 
waltung 

beauftragt ist. 
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§ 5 

(1) Begeht jemand als Mitglied des zur gesetz- 
lichen Vertretung berufenen Organs oder als Pro- 
kurist einer juristischen Person oder als vertre- 
tungsberechtigter Gesellschafter oder als Prokurist 
einer Personenhandelsgesellschaft eine Ordnungs- 
widrigkeit nach § 3, so kann auch gegen die juri- 
stische Person die in § 3 Abs. 2 vorgesehene Geld- 
buße festgesetzt werden. 

(2) § 6 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten 
gilt auch für das Entgelt und den Gewinn, den die 


juristische Person oder die Personenhandelsgesell- 
schaft für die Ordnungswidrigkeit empfangen oder 
aus ihr gezogen hat. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nicht im Land Berlin. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft und mit Ablauf des 30. Juni 1963 
außer Kraft. 
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